
Wahlordnung 
der Sächsischen Landesapothekerkammer 

(WahlO) 
 

Vom 4. Mai 2022 

 
 
Die Kammerversammlung der Sächsischen Landesapothekerkammer hat am 6. April 2022 aufgrund von  
§ 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und § 9 Abs. 2 des Sächsischen Heilberufekammergesetzes (SächsHKaG) vom 
24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 935), das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 
(SächsGVBl. S. 578) geändert worden ist, folgende Wahlordnung der Sächsischen Landesapotheker-
kammer beschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Soweit in dieser Wahlordnung zur Bezeichnung der betreffenden Person generisch die weibliche oder die 
männliche Form verwendet wird, gilt die Regelung für alle Geschlechter. 
 
 

§ 1 
Grundsätze des Wahlverfahrens 

 
(1) Die 45 zu wählenden Mitglieder der Kammerversammlung der Sächsischen Landesapothekerkammer 
werden von den Wahlberechtigten durch Briefwahl nach den Grundsätzen der unmittelbaren, freien, 
gleichen und geheimen Wahl für jeweils vier Jahre gewählt. 

 
(2) Die Mitglieder der Kammerversammlung werden in Wahlkreisen gewählt. 
 
 

§ 2 
Wahlkreise 

 
(1) Es bestehen 4 Wahlkreise. 
 
(2) 1Alle Wahlberechtigten, die in öffentlichen Apotheken tätig sind, gehören jeweils dem Wahlkreis 1, 
Wahlkreis 2 oder Wahlkreis 3 an. 2Maßgeblich für die Zuordnung ist der Sitz der öffentlichen Apotheke, in 
der der Wahlberechtigte tätig ist. 3Der Wahlkreis 1 umfasst die Kreisfreie Stadt Chemnitz und die 
Landkreise Vogtlandkreis, Erzgebirgskreis, Mittelsachsen und Zwickau. 4Der Wahlkreis 2 umfasst die 
Kreisfreie Stadt Dresden und die Landkreise Görlitz, Bautzen, Meißen und Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge. 5Der Wahlkreis 3 umfasst die Kreisfreie Stadt Leipzig und die Landkreise Leipzig und 
Nordsachsen.  
 

(3) Alle Wahlberechtigten, die in Krankenhausapotheken, in Wissenschaft, Industrie oder Verwaltungen 
pharmazeutisch tätig sind, bilden den Wahlkreis 4. 
 
(4) Wahlberechtigte, die als Rentner aus dem Berufsleben ausgeschieden sind, bleiben dem Wahlkreis 
zugeordnet, dem sie zuletzt angehörten. 
 
(5) Wahlberechtigte, die nicht nach § 2 Abs. 2 bis 4 zuordenbar sind, gehören dem Wahlkreis 1 bis 3 
entsprechend ihres Hauptwohnsitzes an. 
 
 

§ 3 
Sitzverteilung in der Kammerversammlung 

 
1Die Sitze in der Kammerversammlung werden auf die einzelnen Wahlkreise nach dem prozentualen 
Anteilsverhältnis verteilt, in dem nach Maßgabe der abgeschlossenen Wählerlisten die Zahl der 
Wahlberechtigten eines Wahlkreises zu der Gesamtzahl der Wahlberechtigten aller Wahlkreise steht. 
2Dazu wird im ersten Rechenschritt für jeden Wahlkreis dessen prozentualer Anteil ermittelt, der dann im 
zweiten Schritt mit der Anzahl der Gesamtsitze multipliziert wird. 3Von der im ersten Schritt ermittelten 
Prozentzahl werden die Nachkommastellen für die weitere Berechnung unverändert übernommen. 4Jeder 
Wahlkreis erhält zunächst die der sich aus dem zweiten Rechenschritt ergebenden ganzen Zahl 
entsprechende Anzahl von Sitzen in der Kammerversammlung; die so ermittelten Sitze werden addiert. 
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5Ein Wahlkreis, bei dem weniger als ein Sitz errechnet wird, erhält dennoch mindestens einen Vertreter. 
6Die danach verbleibenden Sitze werden in der Reihenfolge der größten Nachkommastellen des 
Ergebnisses im zweiten Rechenschritt vergeben. 7Bei gleich großen Ziffern hinter dem Komma entscheidet 
das Los. 
 
 

§ 4 
Wahlrecht und Wählbarkeit 

 
(1) 1Wahlberechtigt und wählbar sind vorbehaltlich des § 10 Abs. 2 bis 4 SächsHKaG alle Mitglieder der 
Sächsischen Landesapothekerkammer. 2Das Fehlen der Wahlberechtigung, der Wählbarkeit oder deren 
Ruhen werden vom Vorstand der Sächsischen Landesapothekerkammer nach Maßgabe des SächsHKaG 
festgestellt. 
 
(2) 1Ein Wahlberechtigter kann von seinem Wahlrecht nur Gebrauch machen, wenn er in die Wählerliste 
eingetragen ist. 2Der Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur persönlich ausüben. 
 
 

§ 5 
Wahlausschuss 

 
(1) 1Die Wahl der Kammerversammlung wird von einem Wahlausschuss vorbereitet und durchgeführt. 2Zur 
Erledigung dieser Aufgabe bedient sich der Wahlausschuss der Geschäftsstelle der Sächsischen 
Landesapothekerkammer als Wahlbüro. 
 
(2) 1Der Wahlausschuss besteht aus dem Wahlleiter und drei Beisitzern. 2Sie werden vom Vorstand der 
Sächsischen Landesapothekerkammer bestellt. 3Außerdem bestellt der Vorstand für den Wahlleiter einen 
persönlichen Stellvertreter und für die drei Beisitzer ingesamt drei Stellvertreter. 
 
(3) Vorstandsmitglieder und Wahlbewerber können weder Mitglieder noch Stellvertreter des Wahlaus-
schusses sein. 
 
(4) 1Der Wahlleiter bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen des Wahlausschusses. 2Er lädt dazu dessen 
Mitglieder ein. 3Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Wahlleiter zu unterzeichnen 
ist. 
 
(5) 1Der Wahlausschuss ist nur beschlussfähig, wenn alle Mitglieder oder deren Stellvertreter anwesend 
sind. 2Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 3Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 4Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Wahlleiters den Ausschlag. 
 
(6) Zu den Sitzungen des Wahlausschusses, in denen das Wahlergebnis festgestellt werden soll (§ 16), 
haben die Wahlberechtigten Zutritt. 
 
 

§ 6 
Wählerlisten 

 
(1) 1Für jeden Wahlkreis ist jeweils ein Verzeichnis aller Wahlberechtigten vom Wahlausschuss aufzu-
stellen (Wählerliste). 2Die Wahlberechtigten sind in alphabetischer Reihenfolge mit ihrem Familiennamen 
sowie mit dem Vornamen, Geburtsdatum und ihrer Anschrift aufzuführen. 
 
(2) 1Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, im Wahlbüro innerhalb von mindestens zwei Wochen während 
der allgemeinen Öffnungszeiten der Geschäftsstelle Einsicht in die Wählerlisten zu nehmen, um die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der zu seiner Person eingetragenen Daten zu überprüfen. 2Die 
Einsichtnahmefrist, der Einsichtnahmeort sowie die maßgeblichen Fristen für die Berichtigungen oder 
Einsprüche sind rechtzeitig bekannt zu machen. 
 
(3) 1Jeder Wahlberechtigte, der die Wählerlisten für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der 
Einsichtnahmefrist schriftlich Einspruch beim Wahlleiter erheben oder die Berichtigung seiner 
personenbezogenen Daten beantragen. 2Der Wahlausschuss entscheidet binnen 14 Tagen nach Ablauf 
der Einsichtnahmefrist über die eingegangenen Einsprüche und Anträge. 3Soweit aufgrund von 
Einsprüchen oder Anträgen das Fehlen oder das Ruhen der Wahlberechtigung festgestellt werden muss, 



 
 

  

3

entscheidet gemäß § 10 Abs. 5 SächsHKaG der Vorstand. 4Die Entscheidung ist dem Betroffenen 
mitzuteilen. 
 
(4) Nach Ablauf der Einsichtnahmefrist oder nach Bekanntmachung der letzten Entscheidung über einen 
Einspruch oder eine Berichtigung werden die Wählerlisten, soweit erforderlich, berichtigt, vom Wahlleiter 
abgeschlossen und bestätigt. 
 
(5) 1Die Wählerlisten können bis zu ihrem Abschluss nach Absatz 4 auch von Amts wegen berichtigt oder 
ergänzt werden. 2Wird das Fehlen oder das Ruhen der Wahlberechtigung einer Person erst nach Abschluss 
der Wählerliste festgestellt, wird die Wählerliste entsprechend berichtigt. 3Der Betroffene ist zu 
benachrichtigen. 
 

 
§ 7 

Zeitpunkt der Wahl 
 

(1) Nach Abschluss der Wählerlisten setzt der Wahlleiter den Termin für die Wahl fest und macht ihn 
bekannt. 
 
(2) Mit der Bekanntmachung des Termins wird folgendes mitgeteilt: 

1. Zahl der Wahlberechtigten für jeden Wahlkreis, 
2. Zahl der zu wählenden Mitglieder der Kammerversammlung für jeden Wahlkreis, 
3. Aufforderung an die Wahlberechtigten, beim Wahlleiter Wahlvorschläge innerhalb einer Frist von drei 

Wochen nach der Bekanntmachung einzureichen, 
4. Zeitpunkt, bis zu dem die Stimmzettel im Wahlbüro eingegangen sein müssen (Wahlzeit), 
5. Ort und Zeitpunkt der Sitzungen des Wahlausschusses nach § 6 Abs. 6. 
 
 

§ 8  
Wahlvorschläge 

 
(1) 1Die Wahlvorschläge sind für den jeweiligen Wahlkreis beim Wahlleiter innerhalb der bekannt 
gemachten Frist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 einzureichen. 2Wahlvorschläge dürfen nur Wahlbewerber ent-
halten, die in dem betreffenden Wahlkreis wählbar sind. 3Wahlbewerber können sich auch selbst 
vorschlagen. 
 
(2) 1Der Wahlvorschlag muss den Familiennamen, Vornamen, das Geburtsdatum und die Anschrift des 
Wahlbewerbers sowie den Namen und die Anschrift des Vorschlagenden enthalten. 2Dem Wahlvorschlag 
ist eine unwiderrufliche schriftliche Erklärung des Wahlbewerbers beizufügen, dass er mit der Aufnahme in 
den Wahlvorschlag einverstanden ist und die Wahl zum Mitglied der Kammerversammlung annehmen wird. 
 
 

§ 9 
Transparenzgebot 

 
(1) 1Ein Wahlbewerber gemäß § 4 Abs. 2 hat vor der Wahl ehrenamtliche Tätigkeiten, Mitgliedschaften 
oder Funktionen, die im Zusammenhang mit seiner apothekerlichen Tätigkeit stehen, der Geschäftsstelle 
mitzuteilen. 2Diese Mitteilung soll mit der Aufstellung zur Wahl erfolgen; sie hat spätestens bis 14 Tage vor 
der Wahl zu erfolgen. 
 
(2) Beginnt das gewählte Mitglied während seiner Amtszeit Tätigkeiten, Mitgliedschaften oder Funktionen 
im Sinne von Abs. 1 Satz 1, so hat es diese der Geschäftsstelle und dem Vorstand unverzüglich 
anzuzeigen. 
 
(3) Die Geschäftsstelle legt für die Mitteilungen ein Register an und hat auf Anfrage eines Kammermitglieds 
diesem Einsicht zu gewähren. 
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§ 10  
Prüfung der Wahlvorschläge 

 
(1) 1Der Wahlleiter prüft die eingereichten Wahlvorschläge, ob sie den Anforderungen der Wahlordnung 
entsprechen und veranlasst vor der Zulassung ggf. die Klarstellung von Zweifeln über die Identität und die 
Behebung anderer Mängel. 2Die Vorschlagenden werden aufgefordert, behebbare Mängel bis zur 
Entscheidung über die Zulassung zu beseitigen. 3Nach der Entscheidung über die Zulassung ist eine 
Mängelbeseitigung nicht mehr möglich. 
 
(2) 1Der Wahlausschuss entscheidet nach Ablauf der Einreichungsfrist über die Zulassung der 
Wahlvorschläge, soweit nicht der Vorstand gemäß § 10 Abs. 5 SächsHKaG das Fehlen oder Ruhen der 
Wählbarkeit feststellen muss. 2Die Entscheidung des Wahlausschusses ist dem Wahlbewerber schriftlich 
unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 
 
(3) 1Gegen die Entscheidung des Wahlausschusses, durch die ein Wahlbewerber nicht zugelassen wird, 
kann der Betroffene binnen einer Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich Einspruch beim 
Wahlausschuss erheben. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 

§ 11  
Stimmzettel 

 
(1) Der Wahlleiter stellt aufgrund der zugelassenen Wahlvorschläge für jeden Wahlkreis einen Stimmzettel 
auf. 
 
(2) 1Die Stimmzettel müssen die Anzahl der zu wählenden Mitglieder der Kammerversammlung im Wahl-
kreis und die Wahlbewerber in alphabetischer Reihenfolge mit dem Familiennamen, Vornamen, 
Geburtsjahr und Status (Inhaber, Angestellter) enthalten. 2Bei berufstätigen Wahlbewerbern werden Name 
und Ort der Arbeitsstelle, bei nicht berufstätigen Wahlbewerbern deren Wohnort angegeben. 
 
 

§ 12  
Versendung der Stimmzettel 

 
(1) Der Wahlleiter übersendet unter Angabe der Wahlzeit (§ 7 Abs. 2 Nr. 4) jedem Wahlberechtigten 
spätestens zwei Wochen vor Beginn der Wahlzeit 

1. einen Stimmzettel seines Wahlkreises, 
2. einen Briefumschlag für den Stimmzettel mit dem Aufdruck „Wahlumschlag“, 
3. einen freigemachten äußeren Briefumschlag (Stimmbrief) mit der Anschrift des Wahlbüros auf der 

Vorderseite sowie mit dem Namen des Wahlberechtigten auf der Rückseite; der Stimmbrief gilt als 
Wahlausweis. 

 
(2) Der Wahlleiter soll weitere Erläuterungen zur Ausübung des Stimmrechts beifügen. 
 
(3) Hat ein Wahlberechtigter die in Absatz 1 genannten Unterlagen nicht erhalten, so kann er diese bis zum 
Ende der Wahlzeit beim Wahlleiter anfordern. 
 
 

§ 13  
Stimmabgabe 

 
(1) Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie Mitglieder für die Kammerversammlung in seinem 
Wahlkreis zu wählen sind. 
 
(2) 1Auf dem Stimmzettel gibt der Wahlberechtigte seine Stimmen für die Wahlbewerber in der Weise ab, 
dass er auf einem Stimmzettel denjenigen Wahlbewerbern, denen er seine Stimmen geben will, durch ein 
Kreuz bei dem gedruckten Namen oder auf sonst eindeutige Weise ausdrücklich als von ihm gewählt 
kennzeichnet. 2Je Wahlvorschlag kann er jedoch nur eine Stimme abgeben. 

 
(3) 1Der Wahlberechtigte legt den Stimmzettel in den leeren Wahlumschlag und verschließt diesen. 2Dieser 
Umschlag wird in den äußeren Briefumschlag gelegt, der sodann ebenfalls verschlossen zur Post gegeben 
oder beim Wahlbüro abgegeben wird. 
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(4) Die Frist zur Stimmabgabe ist gewahrt, wenn der Brief ausweislich des Poststempels am letzten Tag 
der Ausübung des Wahlrechts zur Beförderung gegeben worden ist oder bis zu diesem Zeitpunkt im 
Wahlbüro eingegangen ist. 
 
 

§ 14  
Eingang der Stimmbriefe 

 
(1) 1Im Wahlbüro wird der Eingang der Stimmbriefe unter Angabe des Eingangsdatums in der Wählerliste 
vermerkt. 2Die Stimmbriefe werden bis zum Ablauf der Wahlzeit im Wahlbüro ungeöffnet und unter 
Verschluss aufbewahrt. 3Verspätet eingegangene Stimmbriefe bleiben unberücksichtigt, werden mit einem 
Vermerk über den Tag des Eingangs versehen und ungeöffnet verwahrt. 
 
(2) Nach Ablauf der Wahlzeit übergibt das Wahlbüro die eingetroffenen Stimmbriefe zusammen mit den 
Wählerlisten dem Wahlleiter. 
 
(3) 1Der Wahlausschuss prüft für jeden Wahlkreis getrennt, ob die eingegangenen Stimmbriefe mit der 
Wählerliste übereinstimmen. 2Unverschlossene Stimmbriefe sind ungültig. 3Anschließend werden den 
gültigen Stimmbriefen die Wahlumschläge nach Wahlkreisen entnommen und ungeöffnet in Wahlurnen 
gelegt. 4Unverschlossene Wahlumschläge sind ungültig. 5Gleiches gilt bei Fehlen des Wahlumschlags. 
6Sind die gültigen Wahlumschläge wahlberechtigter Kammermitglieder sämtlich in die Urnen eingelegt, 
schließt der Wahlleiter die Wahlhandlung ab. 
 
(4) Wenn über die Person oder das Wahlrecht des Stimmbriefabsenders oder über die Gültigkeit des 
Stimmbriefes Zweifel bestehen, entscheidet der Wahlausschuss über dessen Gültigkeit. 
 
(5) Die verspätet eingegangenen oder für ungültig erklärten Stimmbriefe und die für ungültig erklärten 
Wahlumschläge sind mit den dazugehörigen Stimmbriefen bis zur Rechtskraft des Wahlergebnisses in der 
Geschäftsstelle unter Verschluss aufzubewahren. 
 
 

§ 15  
Zählung und Prüfung der Stimmzettel 

 
(1) 1Die Wahlurnen sind vor der Auszählung der Stimmzettel räumlich voneinander zu trennen. 2Sodann 
werden die Wahlumschläge durch den Wahlausschuss den jeweiligen Urnen entnommen und geöffnet. 
3Den geöffneten Wahlumschlägen werden die Stimmzettel entnommen. 4Sofern alle Mitglieder und alle 
Stellvertreter des Wahlausschusses anwesend sind und damit das Vier-Augen-Prinzip gewährleistet wird, 
können allen Wahlurnen gleichzeitig von jeweils zwei Mitgliedern oder Stellvertretern des 
Wahlausschusses die Wahlumschläge entnommen und geöffnet werden. 5Anderenfalls dürfen die Urnen 
erst nacheinander geöffnet werden. 6In welcher Reihenfolge die vier Urnen geöffnet werden, bestimmt der 
Wahlausschuss. 
 
(2) Die Anzahl der abgegebenen Stimmen im Wahlkreis ist zu vermerken. 
 
(3) 1Jeder Stimmzettel wird von einem Mitglied des Wahlausschusses auf seine Gültigkeit geprüft. 2Bei 
Zweifeln entscheidet der Wahlausschuss. 3Die Anzahl der ungültigen und der gültigen Stimmzettel ist zu 
vermerken. 
 
(4) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. wenn für die Stimmabgabe andere als die dem Wahlberechtigten zugesandten Stimmzettel verwendet 
wurden, 

2. wenn sie außer der Kenntlichmachung nach § 13 Abs. 2 Zusätze enthalten, 
3. wenn ein Stimmzettel mehr Stimmen enthält, als Mitglieder zur Kammerversammlung in diesem 

Wahlkreis zu wählen sind, 
4. wenn der Wille des Wahlberechtigten nicht zweifelsfrei zu erkennen ist. 
 
(5) 1Danach werden die Stimmen für die einzelnen Wahlbewerber ermittelt und zusammengezählt. 2Die 
Zählung der Stimmen erfolgt durch Eintragung in eine Zählliste und eine Gegenliste. 
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§ 16  
Feststellung des Wahlergebnisses 

 
(1) Der Wahlausschuss stellt aufgrund der Zähllisten das Wahlergebnis für die Wahl der im Wahlkreis zu 
wählenden Mitglieder der Kammerversammlung fest. 
 
(2) 1Die Wahlbewerber sind in der Reihenfolge der auf sie entfallenden Stimmenanzahl, die sie auf sich 
vereinigt haben, aufzulisten. 2Gewählt sind diejenigen Wahlbewerber, die die Stimmenmehrheit auf sich 
vereinigt haben. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
 
 

§ 17  
Wahlniederschrift und Ergebnis der Wahl 

 
(1) 1Über die Anzahl der gültigen und ungültigen Stimmzettel und die Feststellung des Wahlergebnisses ist 
vom Wahlausschuss eine Niederschrift anzufertigen. 2Sie ist vom Wahlleiter und mindestens einem 
Beisitzer zu unterzeichnen. 
 
(2) 1Das Ergebnis der Wahl, einschließlich der Namen der Gewählten und der nachrückenden Mitglieder, 
ist vom Wahlleiter bekannt zu machen. 2Die Gewählten werden schriftlich über ihre Wahl in Kenntnis 
gesetzt. 
 
 

§ 18 
Anfechtung der Wahl 

 
(1) 1Die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte innerhalb einer Frist von einer Woche nach 
Bekanntmachung des endgültigen Wahlergebnisses beim Wahlausschuss schriftlich anfechten. 2Die 
Erklärung, mit der das Wahlergebnis angefochten wird, ist nur beachtlich, wenn sie mit Gründen versehen 
ist. 
 
(2) Die Anfechtung hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
(3) 1Über die Anfechtung entscheidet der Wahlausschuss. 2Die Entscheidung ist zu begründen. 
 
(4) Die Wahl ist aufgrund der Anfechtung für ungültig zu erklären, soweit ihr Ergebnis dadurch beeinflusst 
werden konnte, dass wesentliche Vorschriften über die Wahlvorbereitungen, die Abstimmung oder die 
Feststellung des Wahlergebnisses unbeachtet geblieben sind. 
 
(5) Die Ungültigkeit der Wahl sowie Änderungen des Wahlergebnisses sind in derselben Weise wie das 
Wahlergebnis bekannt zu machen. 
 
(6) Wird die Wahl in einem Wahlkreis für ungültig erklärt, so ist dort binnen zwei Wochen nach 
Bekanntmachung der Ungültigkeit der Wahl mit den Wahlvorbereitungen zu beginnen. 
 
 

§ 19 
Nachrückendes Mitglied 

 
1Im Falle des Verlustes des Sitzes in der Kammerversammlung nach § 11 Abs. 1 SächsHKaG oder beim 
Tod eines Mitgliedes der Kammerversammlung für den jeweiligen Wahlkreis rückt als neues Mitglied in die 
Kammerversammlung der Wahlbewerber nach, der nach dem Wahlergebnis von den nicht gewählten 
Wahlbewerbern die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat. 2Das nachrückende Mitglied ist vom Vorstand 
schriftlich zu bestätigen. 
 
 

§ 20 
Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

 
Die Wahlunterlagen (Wählerlisten, Stimmzettel und die Wahlniederschrift) sind bis zum Ablauf der 
Wahlperiode bei der Sächsischen Landesapothekerkammer aufzubewahren. 
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§ 21 

Bekanntmachungen 
 

1Bekanntmachungen im Sinne dieser Wahlordnung erfolgen im Informationsblatt der Sächsischen 
Landesapothekerkammer. 2Der Wahlleiter kann weitere Veröffentlichungen, z. B. in der Pharmazeutischen 
Zeitung veranlassen. 
 
 

§ 22 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
1Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Wahlordnung 
der Sächsischen Landesapothekerkammer vom 23. Dezember 1994 (Informationsblatt SLAK 1/1995 S. 
IX), zuletzt geändert am 23. Mai 2014 (Pharm. Ztg. 159 (2014) Nr. 22 S. 87) außer Kraft. 
 
 
Dresden, den  6. April 2022 
 
 
 
 
Friedemann Schmidt 
Präsident der Sächsischen Landesapothekerkammer 
 
 
 
Die vorstehende Wahlordnung der Sächsischen Landesapothekerkammer wird hiermit rechtsaufsichtlich 
genehmigt. 
 
Aktenzeichen: 31-5014/25/1-2022/76822 
 
Dresden, den  25. April 2022 
 
 
 
 
Marko Jaksch 
Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
 
 
 
 
Die vorstehende Wahlordnung wird hiermit ausgefertigt und in der Pharmazeutischen Zeitung bekannt 
gemacht. 
 
 
Dresden, den  4. Mai 2022 
 
 
 
 
Friedemann Schmidt 
Präsident der Sächsischen Landesapothekerkammer 
 


